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756 der Beilagen zu den Stenographischen Protokollen des Nationalrates XXIV. GP 

 

Bericht 

des Ausschusses für innere Angelegenheiten 

über die Regierungsvorlage (586 der Beilagen): Abkommen zwischen der Regierung der 
Republik Österreich und der Regierung des Königreichs Marokko über die 
Zusammenarbeit im Bereich des Zivilschutzes 
 

Der Abschluss eines Abkommens zwischen der Republik Österreich und dem Königreich Marokko geht 
auf einen anlässlich eines Besuches des marokkanischen Staatsministers Driass Basri am 7. und 8. Mai 
1998 in Wien gegenüber dem Bundesminister für Inneres geäußerten Wunsch nach Abschluss eines bila-
teralen Abkommens über die Zusammenarbeit im Bereich des Zivilschutzes zurück. Bei dieser Gelegen-
heit wurde der österreichischen Seite auch ein Abkommensentwurf des Königreichs Marokko der öster-
reichischen Seite übergeben. Nach längeren Verhandlungen einigte man sich am 2. April 2008 auf den 
Text des vorliegenden Abkommens zwischen der Regierung der Republik Österreich und der Regierung 
des Königreichs Marokko über die Zusammenarbeit im Bereich des Zivilschutzes. 

Das Abkommen regelt die Zusammenarbeit der Vertragsstaaten zur Vorbeugung möglicher und zur Be-
kämpfung eingetretener Katastrophen, insbesondere durch die Festlegung der Ansprechstellen, die Er-
leichterung des Grenzübertritts von Personen im Dienste der Katastrophenbekämpfung und der Ein- und 
Ausfuhr von Hilfsgütern und Ausrüstungsgegenständen, die Regelung von Schadensfällen, den grund-
sätzlichen Verzicht auf gegenseitige Kostenerstattung sowie die Verstärkung des einschlägigen wissen-
schaftlich-technischen Informationsaustausches und die Durchführung gemeinsamer Übungen zur Vorbe-
reitung auf den Ernstfall. 

Die aus der Durchführung des Abkommens entstehenden Kosten lassen sich im Hinblick auf die Nicht-
vorhersehbarkeit des Eintritts einer Katastrophe und des damit verbundenen Schadensausmaßes nicht 
beziffern. 
 

Der gegenständliche Staatsvertrag hat gesetzändernden bzw. gesetzesergänzenden Inhalt und bedarf daher 
der Genehmigung durch den Nationalrat gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG. 

Der Staatsvertrag hat nicht politischen Charakter und ist der unmittelbaren Anwendung im innerstaatli-
chen Rechtsbereich zugänglich, sodass eine Erlassung von Gesetzen gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 3 B-VG 
nicht erforderlich ist. 

Eine Zustimmung des Bundesrates gemäß Art. 50 Abs. 2 Z 2 B-VG ist erforderlich, da Angelegenheiten, 
die den selbständigen Wirkungsbereich der Länder betreffen, geregelt werden. 
 

Der Ausschuss für innere Angelegenheiten hat den gegenständlichen Staatsvertrag in seiner Sitzung am 
9. Juni 2010 in Verhandlung genommen. Die Abgeordnete Ulrike Königsberger-Ludwig erstattete Be-
richt. 
 

Bei der Abstimmung wurde einstimmig beschlossen, dem Hohen Haus die Genehmigung des Abschlus-
ses dieses Staatsvertrages zu empfehlen. 
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Als Ergebnis seiner Beratungen stellt der Ausschuss für innere Angelegenheiten somit den Antrag, der 
Nationalrat wolle beschließen: 

Der Abschluss des Staatsvertrages: Abkommen zwischen der Regierung der Republik Österreich und der 
Regierung des Königreichs Marokko über die Zusammenarbeit im Bereich des Zivilschutzes (586 der 
Beilagen) wird gemäß Art. 50 Abs. 1 Z 1 B-VG genehmigt. 

Wien, 2010 06 09 

 Ulrike Königsberger-Ludwig Otto Pendl 

 Berichterstatterin Obmann  


